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2 Wx 239/12
35 VI 170/12
Amtsgericht
Bonn

Eingegangen am 04.10.2012 auf der Geschäftsstelle Richmann, Justizbeschäf​tigte
als Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle
OBERLANDESGERICHT KÖLN
BESCHLUSS
In dem Erbscheinsverfahren
betreffend den Nachlass der am 7. August 2007 in Bonn verstorbenen, zuletzt
in Bonn wohnhaft gewesenen Frau                                  geb.
gebo-
ren am                                                                                  
an dem hier von dem Nachlassgericht beteiligt worden sind
1. Herr
Neffe der Erblasserin und Beschwerdeführer,
Verfahrensbevollmächtigte: Rechtsanwälte
2. Herr Rechtsanwalt Herbert Spoelgen, Thomas-Mann-Str. 45, 53111 Bonn,
Nachlasspfleger,
hat der 2. Zivilsenat des Oberlandesgerichts Köln
unter Mitwirkung der Richter am Oberlandesgericht Sternal, Bosbach und Dr.
Hohlweck
am 4. Oktober 2012
2
beschlossen :
Die befristete Beschwerde des Beteiligten zu 1) vom 15. August 2012 gegen den Beschluss des Amtsge​richts Bonn vom 6. August 2012 - 35 VI 170/12 -wird zurückgewiesen.
Der Beteiligte zu 1) hat die Kosten des Beschwerde​verfahrens zu tragen.
Gründe
1.
Die Erblasserin, Frau             , ist am 7. August 2007 verstorben. Am 24. Februar 2012 hat der Beteiligte zu 1) einen ihn als Alleinerben ausweisen​den Erbschein nach gesetzlicher Erbfolge beantragt. Hierbei hat der Beteiligte zu 1) an Eides statt versichert, das weitere in Betracht kommende Verwandte der Erblasserin, nämlich der Großcousin         und die Großkusine              die Erbschaft ausgeschlagen hätten. Der Erbschein ist dem Beteiligten zu 1) antragsgemäß am 27. April 2012 erteilt worden. Mit Beschluss vom 6. August 2012 hat das Amtsgericht Bonn den Erbschein mit der Begrün​dung eingezogen, dieser sei unrichtig. Mittlerweile habe sich auf Hinweis des eingesetzten Nachlasspflegers herausgestellt, dass weitere gesetzliche Erben vorhanden seien. Entsprechende Ausschlagungserklärungen dieser Erben sei​en nicht bei Gericht eingegangen. Gegen diesen am 8. August 2012 zugestell​ten Beschluss richtet sich die Beschwerde des Beteiligten vom 15. August 2012, der das Amtsgericht mit Beschluss vom 28. August 2012 nicht abgehol​fen und dem Senat zur Entscheidung vorgelegt hat.
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2. a)
Gem. Art. 111, 112 FGG richtet sich das vorliegende Beschwerdeverfahren nach dem Gesetz über das Verfahren in Familiensachen und die Angelegen​heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit (FamFG). Gegenstand des Verfahrens ist die erfolgte Einziehung eines unrichtigen Erbscheins gemäß § 2361 BGB und damit die Durchführung eines Abänderungs-/Aufhebungsverfahrens im Sinne des Art. 111 Abs. 1 S. 2, Abs. 2 FGG-RG, das auf Hinweis des Nachlasspfle​gers eingeleitet wurde.
Die als Beschwerde bezeichnete befristete Beschwerde ist statthaft und auch im Übrigen zulässig (§§ 353 Abs. 2,. 58 ff. FamFG). Der Zulässigkeit der Be​schwerde steht § 353 Abs. 2 FamFG nicht entgegen. Zum einen ergibt sich aus den Akten nicht, dass der Erbschein bereits eingezogen ist. Zum anderen wäre in diesem Fall eine Beschwerde mit dem Ziel der Erteilung eines neuen gleich​lautenden Erbscheins statthaft (§ 353 Abs. 2 S. 1 FamFG), wobei die Be​schwerde im Zweifel als Antrag auf Erteilung eines neuen gleichlautenden Erb​scheins gilt (OLG Stuttgart, FGPrax 2010, 302; Keidel/Zimmermann, FamFG, 17. Aufl. 2011, § 353 Rn. 22 ff.; MünchKomm/J. Mayer, ZPO, 2. Auflage 2010, § 353 Rn. 15; jeweils mit weiteren Nachweisen).
b)
In der Sache hat das Rechtsmittel keinen Erfolg. Entgegen der Auffassung des Beschwerdeführers ist der erteilte Alleinerbschein unrichtig, so dass dieser gem. § 2361 BGB einzuziehen war.
Der Beteiligten zu 1) ist nicht Alleinerbe der Erblasserin. Vielmehr sind neben dem Antragsteller auch Herr        und Frau            gesetz​liche Erben der Erblasserin. Zwar ist insoweit der lückenlose Nachweis des Erb​rechts anhand von Geburtsurkunden nicht geführt werden. Dies ist indes vorlie​gend nicht notwendig. Für den Fall, dass öffentliche Urkunden nicht mehr be​schafft werden können, sind ausnahmsweise gemäß § 2356 Abs. 1 S. 2 BGB
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auch andere Beweismittel zuzulassen (vgl. auch Senat, Beschluss vom 13, Ja​nuar 2012, 2 Wx 259/11). Ein solcher Ausnahmefall liegt hier vor, weil die maßgeblichen Urkunden nicht mehr zu beschaffen sind, insbesondere nicht die Geburtsurkunde der in Ostpreußen geborenen Personen. Als andere Beweis​mittel in Betracht kommen insbesondere Zeugen, die eidesstattliche Versiche​rung sowie Urkunden, etwa in Form von Abschriften aus dem Familienstamm​buch. Allerdings muss das andere Beweismittel im Sinne der genannten Norm auch ähnlich klare und hinreichend verlässliche Schlussfolgerungen ermögli​chen, wie eine öffentliche Urkunde, so dass an die Anforderungen für die Be​weisführung auch bei Heranziehung von § 2356 Abs. 1 S. 2 BGB regelmäßig strenge Maßstäbe anzulegen sind (OLG Schleswig, FGPrax 2010, 40; KG, FamRZ 1995, 837; OLG München NJW-RR 2006, 226; LG Rostock, FamRZ 2004, 1518; Staudinger/Schilken, BGB, Bearb. 2004, § 2356 Rn. 34; MünchKomm/Mayer, BGB, 5. Auflage 2010, § 2356 Rn. 42).
Diese Grundsätze hat das Amtsgericht beachtet und ist zu dem vom Senat ge​teilten Ergebnis gelangt, dass aufgrund der vorliegenden eidesstattlichen Versi​cherungen der Nachweis geführt ist, dass Herr                  bzw. seine Abkömmlinge ein Neffe bzw. Großneffe/Großnichte der Erblasserin sind und damit ebenfalls als gesetzliche Erben in Betracht kommen. Bisher liegt - ent​gegen der gegenüber dem Nachlassgericht von dem Beteiligten zu 1) abgege​benen anderslautenden eidesstattlichen Versicherung vom 24. Februar 2012 -keine Erbausschlagung der übrigen gesetzlichen Erben vor. Vielmehr haben die Miterben, worauf der Beteiligte zu 1) nunmehr mit Schriftsatz seines Verfah​rensbevollmächtigten vom 16. Juli 2012 hinweist, bisher das Erbe nicht ausge​schlagen.
3.
Mit dem Beschluss über Einziehung eines Erbscheins ist kraft der gesetzlichen Regelung in § 353 Abs. 1 S. 1 FamFG über die Kosten des Verfahrens zu ent​scheiden. In der Regel soll die Kostenentscheidung zugleich mit der Endent​scheidung ergehen (§ 353 Abs. 1 S. 2 FamFG). Dies ist hier nicht geschehen.
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Daher wird das Nachlassgericht nunmehr noch eine entsprechende Entschei​dung über die Kosten des Verfahrens zu treffen haben.
4.
Der Senat hält es für angebracht, dass Nachlassgericht nochmals auf folgende
bei der Bearbeitung der Sache nicht beachtete Punkte hinzuweisen.
Unter der Geltung des § 38 Abs. 2 Nr. 1 FamFG ist es verfahrenswidrig, eine Entscheidung ohne Rubrum zu treffen (vgl. auch Bahrenfuss/Rüntz, FamFG, 2009, § 38 Rn. 7). In diesem Rubrum sind - was hier indes nicht geschehen ist - die Beteiligten aufzuführen. Dazu gehören in dem vorliegenden Verfahren auf jeden Fall der durch den Erbschein ausgewiesene Erbe sowie der von dem Nachlassgericht beteiligte Nachlasspfleger. Weiterhin bietet es sich an, in künf​tigen Fällen den Beschluss mit einer Darstellung des wesentlichen streitigen und unstreitigen Sachverhalts zu versehen, damit sowohl für die Beteiligten als auch für das Beschwerdegericht erkennbar ist, von welcher Tatsachengrundla​ge das Nachlassgericht bei seiner Entscheidung ausgegangen ist (vgl. zu die​ser Notwendigkeit nur: Bahrenfuss/Rüntz, FamFG, 2009, § 38 Rn. 18; Kei-del/Meyer-Holz, aaO, § 38 Rn 53).
Nach § 38 Abs. 3 S. 3 FamFG ist der Beschluss durch Übergabe an die Ge​
schäftsstelle oder im Wege der Bekanntgabe durch Verlesen der Beschluss​
formel zu erlassen. Erst mit dem Erlass wird der Beschluss existent, und es
wird nach außen erkennbar, dass die Entscheidungsfindung und das Entwurfs​
stadium überschritten sind (vgl. nur Keidel/Meyer-Holz, aaO, § 38 Rn. 88). Das
Datum der Übergabe oder des Verlesens ist auf dem Beschluss, nicht - wie
hier geschehen - auf der Begleitverfügung zu vermerken, wobei sich im erste-
ren Fall die Formulierung „Eingegangen auf der Geschäftsstelle am
" anbie​tet.
Zudem muss der Beschluss eine ordnungsgemäße Rechtsbehelfsbelehrung enthalten. Die  der erstinstanzlichen Entscheidung beigefügte „Rechtsmittelbe-
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lehrung", richtig wäre „Rechtsbehelfsbelehrung" ist inhaltlich unvollständig und entspricht nicht den gesetzlichen Vorgaben. Die nach § 39 FamFG gesetzlich vorgeschriebene Rechtsbehelfsbelehrung muss sich auf das statthafte Rechtsmittel oder den statthaften Rechtsbehelf, das für die Entgegennahme zuständige Gericht und dessen vollständige Anschrift, die bei der Einlegung einzuhaltende Form und Frist und einen ggf. bestehenden Anwaltszwang er​strecken (st. Rspr. BGH, FamRZ 2010, 1425; BGH, Beschl. v. 15. Juni 2011, XII ZB 468/10; Senat, Beschluss vom 28. Dezember 2009, 2 Wx 115/09; Senat, Beschluss vom 16. Juni 2010, 2 Wx 83/10; Beschluss vom 15. Juli 2010, 2 Wx 75/10; Senat, Beschluss vom 5. November 2010, 2 Wx 172/10). Insoweit be​darf es ebenfalls eines Hinweises darauf, dass das Rechtsmittel auch zur Nie​derschrift jedes anderen Amtsgerichts eingelegt werden kann, sofern die Ein​gabe binnen der Beschwerdefrist bei dem zuständigen Nachlassgericht ein​geht. Zudem beginnt die Rechtsmittelfrist mit der schriftlichen Bekanntgabe, spätestens mit dem Ablauf von 5 Monaten nach dem Erlass des Beschlusses. Voraussetzung für die Statthaftigkeit der Beschwerde ist zudem, dass der Wert des Beschwerdegegenstandes 600,00 € übersteigt.
5.
Die Entscheidung über die Kosten des Beschwerdeverfahrens beruht auf § 84
FamFG. Die Voraussetzungen der Zulassung der Rechtsbeschwerde sind nicht
erfüllt.
Wert des Beschwerdeverfahrens: 27.000,00 € = der sich aus den Akten ergebende Nachlasswert.
Sternal
Bosbach
Dr. Hohlweck
